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Bericht von der ver.di-Beamt*innenkonferenz Bayern am 

12. Januar 2023 in Nürnberg 
 

Am 12. Januar 2023 fand die ver.di- 

Beamt*innenkonferenz Bayern in 

Nürnberg statt.  

Der ver.di-Beamt*innenarbeitskreis 

Stadt Nürnberg war mit allen Spre-

cher*innen des Arbeitskreises ver-

treten: Daniela Engelhardt, David 

Schatz, Kerstin Scharfenberg und 

Silli Weiskirchen. 

Neben Gewerkschaftsvertretern war 

auch Dr. Leonhard Kathke, leitender 

Ministerialrat des Bayerischen Fi-

nanzministeriums und Experte des 

Beamtenrechts in Bayern zu Gast. 

Er referierte zum Gesetzesentwurf 

zu den orts- und familienbezogenen 

Bezügebestandteilen („Alimentationsgesetz“). Sinan Öztürk (stv. ver.di-Landesbe-

zirksleiter) und Lukas Graf (DGB Bayern) bezogen zum Gesetzesentwurf für ver.di und 

den DGB-Bayern umfangreich Stellung. 

 

 Orts- und familienbezogene Bezügebestandteile („Alimentationsgesetz“) 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat 2015 und 2020 Grundsatzentscheidun-

gen zu Inhalt, Struktur und Mindesthöhe der Beamt*innen-Alimentation getroffen. Die 

Rechtsprechung bezieht sich insbesondere auf zwei Aspekte. Den Mindestabstand der 

Besoldung zum Grundsicherungsniveau und die Höhe der Besoldung von Beamt*in-

nen mit drei und mehr Kindern. 

Es spricht viel dafür, dass die Beamt*innenalimentation seit spätestens 2008 in allen 

deutschen Bundesländern zumindest teilweise nicht mehr amtsangemessen sind/wa-

ren. In Bayern liegt mittlerweile ein Gesetzesentwurf zu den familien- und ortsbezoge-

nen Bezügebestandteilen („Alimentationsgesetz“) vor – wir haben bereits berichtet. 

Ver.di Bayern fordert dennoch Nachbesserungen, um den gestiegenen Lebenshal-

tungskosten gerade in Ballungsräumen gerecht zu werden.  

ver.di-Beamt*innen-Arbeitskreis 

Stadt Nürnberg 

Nürnberger Delegierte mit dem stv. ver.di-Landeslei-

ter (v. l. n.r.: David Schatz, Silli Weiskirchen, Daniela 

Engelhardt, Kerstin Scharfenberg, Sinan Öztürk) 
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„Die Pläne der Staatsregierung sind dazu nicht ausreichend. Da muss deutlich nach-

gebessert werden“, forderte der stv. Landesbezirksleiter von ver.di Bayern, Sinan Öz-

türk. Der Gesetzesentwurf wurde in Bayern noch nicht verabschiedet. Es ist derzeit 

noch ein Änderungsantrag aufgrund der Einführung des Bürgergeldes vorgesehen. 

Eine Beschlussfassung soll laut Finanzministerium bis zum Sommer 2023 erfolgen.  

„Die Anlehnung an Mietenstufen des Wohngeldrechts führe in vielen Einzelfällen nicht 

zu Verbesserungen bei der Besoldung. Gerade in der Metropolregion Nürnberg fallen 

die Ortsklassen sehr stark auseinander. In den Landkreisen rund um Nürnberg sind 

auch häufig die niedrigsten Ortsklassen 1 und 2 vorhanden, obwohl auch hier die Mie-

ten in den letzten Jahren rasant gestiegen sind und die Lebenshaltungskosten eben-

falls hoch sind. Zwar erhalten Bestandbeamt*innen eine Besitzstandzulage, allerdings 

wird diese nicht dynamisiert, so dass der Besitzstand durch künftige Besoldungsan-

passungen abgeschmolzen wird. Zudem wird die Besitzstandswahrung nur so lange 

gewährt, wie die Voraussetzungen zum Bezug dieser Stufe des Familienzuschlags 

und/oder der Ballungsraumzulage in der 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge-

setzes geltenden Fassung vorliegen. Ist 

die Zahlung zur Besitzstandswahrung ein-

mal entfallen, z. B. weil bei einem verheira-

teten Beamten bzw. einer verheirateten 

Beamtin ein berücksichtigungsfähiges 

Kind hinzugekommen ist, so lebt der Be-

sitzstand nach Wegfall der Kindergeldbe-

rechtigung nicht wieder erneut auf. Eine At-

traktivitätssteigerung durch eine attraktive 

Bezahlung sieht für mich anders aus, so 

die Sprecherin des ver.di-Beamt’innen-Ar-

beitskreises Stadt Nürnberg. „Dies kann 

aus meiner Sicht zu negativen Auswirkun-

gen auf die Personalgewinnung und -bin-

dung führen.  Dabei brauchen wir im öffent-

lichen Dienst dringend gutes und qualifi-

ziertes Personal.“ appelliert Daniela En-

gelhardt. 

Lukas Graf (DGB Bayern) thematisierte die Veränderungsbedarfe zum Alimentations-

gesetz aus Sicht der Gewerkschaften und wies nochmals darauf hin, dass eine Ab- 

 

 

Daniela Engelhardt im Gespräch mit B. Kathke 
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senkung der Besoldung (z.B. durch den nicht dynamischen Besitzstand bei Bestands-

beamt*innen oder bei Neueinstellungen) negative Auswirkungen auf die Fachkräfte-

gewinnung im öffentlichen Dienst habe und nicht zielführend sei.  

In der zweiten Tageshälfte referierte Christoph Schmitz, ver.di-Bundesvorstandsmit-

glied zum Thema „Digitalisierung – Risiko oder Chance“. Es brauche Leitlinien für gute 

Arbeit in einer digitalen Arbeitswelt.  Auch die Mitbestimmung der Personalvertretun-

gen gilt es anzupassen. Derzeit gäbe es in Bayern einen Gesetzesentwurf zur Novel-

lierung des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes (BayPVG). 

Für das BayPVG gibt es einen starken Nachholbedarf - auch im Vergleich zu anderen 

Bundesländern oder dem Betriebsverfassungsgesetz. Die Rahmenbedingungen und 

die Anforderungen haben sich gravierend geändert. Ver.di setzt sich für ein modernes 

und zukunftsfähiges Bayerisches Personalvertretungsgesetz (BayPVG) ein, dass die 

Rechte der Personalvertretungen stärken soll. 

In seinem Referat wies er aber auch auf die Wichtigkeit der anstehenden Tarifrunde 

öffentlicher Dienst von Bund und Kommunen hin. Sie startet im Januar 2023. Der Ta-

rifabschluss sei auch eine „Leitmarke für die Beamtinnen und Beamten“ in Bayern, 

deren Besoldungsrunde folgt. Die 

zeit- und wirkungsgleiche Übertra-

gung von Tarifabschlüssen auf die 

Beamt*innen sei kein Selbstläufer 

für die Zukunft. 

Am Nachmittag wurde der ver.di-

Landesausschuss der Beamt*in-

nen neu gewählt. Ebenso die Dele-

gierten für Landes- und Bundes-

konferenzen. David Schatz führte 

für die Antragskommission durch 

vorliegenden Anträge.  

Alle Anträge wurden von den Dele-

gierten beschlossen.   

 

 

Präsidium der Beamt*innenkonferenz mit David Schatz 
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Weitere Themen der Konferenz: 

 Fahrrad-Leasing Job-Bike Bayern 

Die erforderlichen Änderungen im Bayerischen Besoldungsrecht für die 237.000 Be-

amtinnen und Beamten einschließlich der Richterinnen und Richter des Freistaats sind 

am 1. Januar 2023 in Kraft getreten (Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 24/2022, S. 

704). Der Art. 3 Abs. 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes wurde dahingehend ge-

ändert, so dass ein Fahrradleasing auch für Beamt*innen möglich ist. Der ver.di-Be-

amt*innen-Arbeitskreis Stadt Nürnberg setzt sich dafür ein, dass auch eine zügige Um-

setzung bei der Stadt Nürnberg erfolgt. Für die städtischen Tarifbeschäftigten wurde 

ja bereits 2022 eine Möglichkeit des Fahrradleasings im Rahmen von Entgeltumwand-

lung geschaffen. Im Beamtenbereich war dies aufgrund der fehlenden Rechtsgrund-

lage nicht möglich. Diese liegt aber nun vor, so dass eine Umsetzung möglich ist. 

 

 Inflationsausgleichsprämie  

 

Angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen einer immer weiter 

steigenden Inflation hat die Bundesregierung auch auf Drängen von ver.di und dem 

DGB mehrere Entlastungspakete verabschiedet.  

 



 

ver.di 

 5 

ver.di-Beamt*innenarbeitskreis Stadt Nürnberg 
 

 

Gegenstand des dritten Entlastungspakets zur Sicherung einer bezahlbaren Energie-

versorgung und zur Stärkung der Einkommen ist unter anderem eine finanzielle Ent-

lastung der Rentner*innen und Versorgungsempfänger*innen des Bundes durch die 

Zahlung einer einmaligen Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro zum 1. De-

zember 2022. 

Die Regelungen betrafen anfangs 

lediglich die Pensionär*innen des 

Bundes. Es fehlten jedoch die Ver-

sorgungsempfänger*innen der 

Länder und der Kommunen. Durch 

den engagierten Einsatz von ver.di 

und des DGB wurde erreicht, dass 

jetzt auch die Versorgungsempfän-

ger*innen in fast allen Ländern und 

Kommunen 300 Euro Energie-

preispauschale erhalten – auch die 

Pensionäre in Bayern. 

Ebenfalls Teil des Entlastungspakets der Bundesregierung zur Abfederung der Folgen 

von steigenden Preisen und Energiekosten ist die sogenannte Inflationsausgleichs-

prämie. Die gesetzliche Regelung sieht vor, dass Unternehmen zwischen dem 26. 

Oktober 2022 und dem 31. Dezember 2024 den Beschäftigten freiwillig einen steuer- 

und abgabenfreien Betrag von bis zu 3.000 Euro gewähren können. Eine entspre-

chende Summe kann dabei entweder am Stück oder in mehreren Teilbeträgen ausge-

zahlt werden. 

Entgegen der Vorstellung vieler Unternehmen vertritt ver.di dabei die Position, dass 

mögliche tarifvertragliche Regelungen zu einer Inflationsausgleichsprämie nur zusätz-

lich und nicht anstelle tabellenwirksamer Entgelterhöhungen vereinbart werden soll-

ten. Während höhere Pauschal- und Einmalzahlungen zwar einen kurzfristigen Ge-

winn suggerieren, führen sie langfristig zu großen Einkommensverlusten. Nur eine 

dauerhafte Erhöhung tariflicher Entgelte, ob prozentual oder als Festbetrag, führt zu 

langfristigen Entgeltsteigerungen und wirkt sich nachhaltig auf die Kaufkraft und spä-

tere Rentenansprüche aus. Die Zahlung einer einmaligen Inflationsausgleichsprämie 

ist angesichts der akuten Kostenbelastungen zwar angemessen – sie genügt aller-

dings nicht als alleinige Antwort auf die hohe Inflation. 

Ver.di und der DGB setzen sich derzeit gegenüber dem Bund und den Landesregie-

rungen dafür ein, dass die Prämie möglichst zeitnah allen Beschäftigten des öffentli-

chen Dienstes in Bund und Ländern gewährt wird. Erste Gespräche mit dem Bayeri-

schen Finanzministerium haben am 13. Januar 2023 stattgefunden. 


